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BUNDESSOZIALGERICHT 

Beschluss 

in dem Rechtsstreit 

 
Az: B 5 R 532/08 B 
 
L 5 R 215/08 (Sächsisches LSG) 
S 9 R 533/05 (SG Chemnitz) 
 
 
 
…………………………, 
 
 
 Kläger und Beschwerdeführer, 
 
Prozessbevollmächtigte: …………………………………………, 
  
 
 

g e g e n 
 
 
Deutsche Rentenversicherung Bund, 
Ruhrstraße 2, 10709 Berlin, 
 
 Beklagte und Beschwerdegegnerin. 
 
 
 
Der 5. Senat des Bundessozialgerichts hat am 19. März 2009 durch den  

Vorsitzenden Richter   Dr.  D r e h e r ,   den Richter   Dr.  N e u h a u s  

und die Richterin   Dr.  G ü n n i k e r 

beschlossen: 

 

Die Beschwerde des Klägers gegen die Nichtzulassung der Revision im Urteil des 

Sächsischen Landessozialgerichts vom 14. Oktober 2008 wird als unzulässig verworfen. 

 

Die Beteiligten haben einander für das Beschwerdeverfahren keine Kosten zu erstatten. 
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G r ü n d e : 

 

Mit Urteil vom 14.10.2008 hat das Sächsische Landessozialgericht (LSG) einen Anspruch des 

Klägers auf Gewährung einer höheren Witwerrente aus der Versicherung seiner verstorbenen 

Frau M.              D.        sowie auf Neuberechnung der seiner Ehefrau gezahlten Rente verneint. 

Mittlerweile ist auch der Kläger verstorben. 

 

Gegen die Nichtzulassung der Revision in diesem Urteil hat der Kläger durch seine Prozessbe-

vollmächtigten Beschwerde beim Bundessozialgericht (BSG) eingelegt. Er beruft sich auf die 

grundsätzliche Bedeutung der Rechtssache iS von § 160 Abs 2 Nr 1 Sozialgerichtsgesetz 

(SGG). 

 

Der Senat ist durch den Tod des Klägers an der Entscheidung nicht gehindert (§ 202 SGG iVm 

§ 246 Abs 1 Zivilprozessordnung). Die Nichtzulassungsbeschwerde ist unzulässig. Die Begrün-

dung genügt nicht den gesetzlichen Anforderungen, da der geltend gemachte Zulassungsgrund 

nicht ordnungsgemäß dargetan worden ist (vgl § 160a Abs 2 Satz 3 SGG). 

 

Grundsätzliche Bedeutung hat eine Rechtssache nur dann, wenn sie eine Rechtsfrage aufwirft, 

die - über den Einzelfall hinaus - aus Gründen der Rechtseinheit oder der Fortbildung des 

Rechts einer Klärung durch das Revisionsgericht bedürftig und fähig ist. Der Beschwerdeführer 

muss daher anhand des anwendbaren Rechts und unter Berücksichtigung der höchstrichter-

lichen Rechtsprechung angeben, welche Fragen sich stellen, dass diese noch nicht geklärt 

sind, weshalb eine Klärung aus Gründen der Rechtseinheit oder der Fortbildung des Rechts 

erforderlich ist und dass das angestrebte Revisionsverfahren eine Klärung erwarten lässt. Um 

seiner Darlegungspflicht zu genügen, muss ein Beschwerdeführer mithin eine Rechtsfrage, ihre 

(abstrakte) Klärungsbedürftigkeit, ihre (konkrete) Klärungsfähigkeit (Entscheidungserheblich-

keit) sowie die über den Einzelfall hinausgehende Bedeutung der von ihm angestrebten Ent-

scheidung (sog Breitenwirkung) darlegen (zum Ganzen vgl BSG SozR 3-1500 § 160a Nr 34 

S 70 mwN). Diesen Anforderungen wird die vorliegende Beschwerdebegründung nicht gerecht. 

 

Mit der Beschwerdebegründung wird schon keine Frage aufgeworfen, der grundsätzliche Be-

deutung zukommen könnte. Der Kläger stellt im Wesentlichen nur seine eigene Rechtsauf-

fassung dar, wonach seine Klageansprüche berechtigt seien, während das LSG die rechtlichen 

Bestimmungen verkannt oder nicht berücksichtigt habe. Mit seinem Vorbringen greift der Kläger 

letztlich nur die Richtigkeit des Berufungsurteils an; auf die vermeintliche Unrichtigkeit der vor-

instanzlichen Entscheidung kann jedoch eine Nichtzulassungsbeschwerde nicht gestützt 

werden (BSG SozR 1500 § 160a Nr 7).  

 

Von einer weiteren Begründung wird abgesehen, da sie nicht geeignet wäre, zur Klärung der 

Voraussetzungen der Revisionszulassung beizutragen (§ 160a Abs 4 Satz 2 Halbsatz 2 SGG). 
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Die nicht formgerecht begründete Beschwerde ist gemäß § 160a Abs 4 Satz 1 Halbsatz 2 SGG 

iVm § 169 SGG ohne Zuziehung der ehrenamtlichen Richter als unzulässig zu verwerfen. 

 

Die Kostenentscheidung beruht auf einer entsprechenden Anwendung des § 193 Abs 1 SGG. 
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